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Bauleitplanung  
Bebauungsplan Nr. 44 „Eichenstraße“ 
34. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Von der Aufstellung der Bauleitplanung habe ich als Träger öffentlicher Belange Kenntnis genommen. 
Ich nehme dazu gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wie folgt Stellung: 
 
 
Stellungnahme Regionalplanung 

1. Aus Sicht der Regionalplanung bestehen keine Bedenken. Da laut LROP der demografische Wandel 
und die damit einhergehende Entwicklung der Bevölkerungsstruktur bei allen Planungen berück-
sichtigt werden soll (LROP 1.1 03), wird der Bau kleiner Wohneinheiten für Senioren begrüßt. 

 
 
naturschutzrechtliche Stellungnahme 

Im aktuellen Verfahrensstand möchte ich aus naturschutzfachlicher Sicht auf folgende Punkte 
hinweisen:  

2. Gegen die F-Planänderung und die Aufstellung des Bebauungsplanes in dem geplanten Bereich 
bestehen aus naturschutzfachlicher Sicht keine generellen Bedenken. 

3. Ich begrüße die Festsetzung zum Erhalt der Einzelbäume, welche durchaus wichtig sind, um die 
Ortschaft zur freien Landschaft abzuschirmen. 

4. Es würde mich interessieren zu welchem Zeitpunkt die Kartierung der Biotoptypen stattgefunden hat. 
Den Luftbildern nach zu urteilen sehen die Flächen nur extensiv bewirtschaftet aus, weshalb mich 
die Einstufung als artenarmes Intensivegrünland mit gerniger Bedeutung überrascht. 

5. Sollte tatsächlich Plaggenesch überplant werden, ist dieser mit dem Kompensationsfaktor 1:1 zu 
bilanzieren. 

 
 

Bauamt 
 

 
Bearbeitet von 
Herrn Böder  
(als Abwesenheitsvertretung von Herrn Schröder) 
 

Durchwahl 
04261/983-2701 

E-Mail  
Reinhard.Schroeder@LK-ROW.de 

 

per Mail: 

 PGN 
 

Mein Zeichen 
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Rotenburg (Wümme)  
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Stellungnahme Baudenkmal 

6. Im Geltungs- und Wirkungsbereich des Plangebietes existieren im Landkreis Rotenburg (Wümme) 
derzeit keine nach § 4 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) in das 
Verzeichnis der Kulturdenkmale des Landes Niedersachsen eingetragene Baudenkmale, die gemäß 
§ 3 Abs. 2 und 3 NDSchG unter Schutz gestellt sind. Dies bedeutet aber nicht, dass damit 
grundsätzlich keine baulichen Anlagen mit Denkmaleigenschaften vorhanden seien könnten (§ 5 
Abs. 1 NDSchG). Die Anwendbarkeit der Schutzvorschriften des NDSchG ist nicht von der 
Eintragung eines Kulturdenkmals in das Verzeichnis der Kulturdenkmale abhängig. 

7. Die nächstgelegenen Baudenkmael, die „Tarmstedter Speaker“ (Bremer Landstraße 18), befinden 
sich rund 270 m entfernt. Nach § 8 NDSchG genießen Baudenkmale Umgebungsschutz, wonach 
Anlagen in der Umgebung von Baudenkmalen diese nicht erdrücken, verdrängen oder übertönen 
dürfen. Geschützt ist das Erscheinungsbild im Zusammenspiel mit der Umgebung. Dabei kommt es 
auf optische Bezüge und Wirkungen zwischen Denkmal und Umgebung an. Da es für das Vorliegen 
einer Beeinträchtigung keine festen Abstandsregeln gibt, ist das räumliche Verhältnis immer im 
Einzelfall zu beurteilen. 

8. Die örtliche Situation stellt sich derart dar, dass aufgrund der Entfernung, der Lage der Baudenkmale 
zum Plangebiet und der sichtverstellenden Elemente wie Bebauung und Bäume keine 
Sichtbeziehungen zwischen den Baudenkmalen und dem Plangebiet hergestellt werden können. 
Daher werden die Baudenkmale durch das Vorhaben nicht im Sinne des § 8 NDSchG beeinträchtigt.  

9. Aus diesen Gründen stehen Belange des Denkmalschutzes den Vorgaben des Bebauungsplans und 
der Änderung des Flächennutzungsplans nicht entgegen. Aus denkmalrechtlicher Sicht bestehen 
keine Bedenken. 

 
 
immissionsschutzrechtliche Stellungnahme 

10. Mir ist bekannt, dass die Gemeinde im Plangebiet an der Landesstraße eine Messung in Bezug auf 
den Verkehrslärm durchführen will. Diese hat offensichtlich noch nicht stattgefunden und wurde noch 
nicht eingearbeitet. Somit kann ich für den Immissionsschutz derzeit noch keine weitere 
Stellungnahme abgeben. 

 
 
Stellungnahme Abfallwirtschaft 

11. hier handelt es sich um die Nachverdichtung eines bereits an die öff. Abfallentsorgung angemeldeten 
Gebietes. Bei der konkreten Erschließungsplanung für die Baugrundstücke ist zu beachten, dass sie 
von der Straße Eichenstraße oder der Bremer Landstraße erschlossen werden. Die Bereitstellung 
der Abfallfraktionen hat ebenfalls an den Straßen Eichenstraße oder Bremer Landstraße zu erfolgen. 

Ist dies gewährleistet gibt es seitens der Abfallwirtschaft keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
 
Jeweils keine Bedenken 
Verkehrsrechtliche Stellungnahme 
Stellungnahme Kreisarchäologie 
bauordnungsrechtliche Stellungnahme 
 
Noch fehlend: 
wasserwirtschaftliche Stellungnahme 
bodenschutzrechtliche Stellungnahme 
Stellungnahme Brandschutzprüfer 
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Bauaufsichtliche Hinweise für den Bebauungsplan  
 
Ich weise auf die Vorschriften der Ziffer 38 der Verwaltungsvorschriften zum Baugesetzbuch (VV-
BauGB) hin. 
 
Danach besteht für die Stadt die Verpflichtung nach der Schlussbekanntmachung des Bebauungs-
planes nach § 10 Abs. 3 BauGB je eine beglaubigte Abschrift des wirksam gewordenen Bebauungs-
planes und der dazugehörenden Begründung an den Landkreis, die Samtgemeinde, das Katasteramt 
und das Finanzamt zu übersenden.  
 
Die Übersendung der Unterlagen ist unverzüglich nach der Bekanntmachung vorzunehmen. 
 
Weiterhin ist auf die Ziffer 43.2 VV-BauGB hinzuweisen, in der Regelungen hinsichtlich der Anfertigung 
der Planunterlagen als Urkunden enthalten sind. Ich bitte um Beachtung.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
Im Auftrage: 
 
Gez, Böder 
 
(Böder) 
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Lutz Richter

Von: LGLN-HM-H - Dez5 <kbd-postfach@lgln.niedersachsen.de>
Gesendet: Freitag, 21. November 2025 08:30
An: Lutz Richter
Betreff: B-Plan Nr. 44 + 34. F-Planänderung "Eichenstraße", Gemeinde /

Samtgemeinde Tarmstedt

Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie haben den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Niedersachsen beim Landesamt für Geoinformation und
Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln - Hannover als Träger öffentlicher Belange
gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) oder im Rahmen einer anderen Planung um Stellungnahme gebeten. Diese
Stellungnahme ergeht kostenfrei.
Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet des Landes Niedersachsen vollständig durch Kampfhandlungen
betroffen. In der Folge können heute noch nicht detonierte Kampfmittel, z.B. Bomben, Minen, Granaten oder
sonstige Munition im Boden verblieben sein. Daher sollte vor geplanten Bodeneingriffen grundsätzlich eine
Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich der Kampfmittelbelastung durchgeführt werden.
Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der Gefahren ist eine historische Erkundung, bei der alliierte
Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition ausgewertet werden
(Kriegsluftbildauswertung). Eine weitere Möglichkeit bietet die Sondierung durch eine gewerbliche
Kampfmittelräumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenabwehrbehörde (in der Regel die Gemeinde) sollte sich vor
Bodeneingriffen über die vor Ort geltenden Vorgaben informiert werden. Bei konkreten Baumaßnahmen berät der
KBD zudem über geeignete Vorgehensweisen.

Hinweis:
Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD beauftragt werden. Die Auswertung ist gem. § 6 Niedersächsisches
Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz
(NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig.
Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rahmen dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und aus personellen Gründen
nicht möglich, da prioritär Anträge nach NUIG bearbeitet werden. Ein Auszug aus dem
Kampfmittelinformationssystem ist ebenfalls nicht mehr vorgesehen. Der KBD informiert die zuständigen
Gefahrenabwehrbehörden unmittelbar über Ergebnisse durchgeführter Auswertungen. Dabei erkannte
Kampfmittelbelastungen sind den Gefahrenabwehrbehörden daher bereits bekannt.
Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich um entsprechende
schriftliche Auftragserteilung unter Verwendung des Antragsformulars und der Rahmenbedingungen, die Sie über
folgenden Link abrufen können:
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-
207479.html

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage
Claudia Laschke

Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN)
- Regionaldirektion Hameln-Hannover -
Dezernat 5 - Kampfmittelbeseitigungsdienst
Dorfstraße 19, 30519 Hannover
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Lutz Richter

Von: Böttjer, Peter <Boettjer@tarmstedt.de>
Gesendet: Dienstag, 25. November 2025 07:07
An: Lutz Richter
Cc: Wagner, Jörg
Betreff: WG: 34. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie Aufstellung

Bebauungsplan Nr. 44 „Eichenstraße“ Tarmstedt Beteiligung gemäß § 3
Abs. 1 BauGB

Guten Morgen Herr Richter,

die Stellungnahme des NABU sende ich zur weiteren Bearbeitung weiter.

Mit freundlichen Grüßen

    i.A. Peter Böttjer

Leitung des Bauamts

Samtgemeinde Tarmstedt
Hepstedter Straße 9 | D-27412 Tarmstedt
T: +49 4283 893 7927 | F: +49 4283 893 7909
E: Boettjer@tarmstedt.de | W: www.tarmstedt.de

Von: NABU Bemervörde Zeven <nabu-brv-zeven@gmx.de>
Gesendet: Montag, 24. November 2025 17:55
An: Bauamt <Bauamt@tarmstedt.de>; Böttjer, Peter <Boettjer@tarmstedt.de>
Cc: Moje, Oliver <Moje@tarmstedt.de>; Gemeinde Tarmstedt <Tarmstedt@tarmstedt.de>; Lisa Lauppe
<lisa.lauppe@nabu-niedersachsen.de>
Betreff: 34. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie Aufstellung Bebauungsplan Nr. 44 „Eichenstraße“
Tarmstedt Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren,
sehr geehrte Frau Rosenbrock, sehr geehrter Herr Moje, sehr geehrter Herr Böttjer,

der NABU Bremervörde-Zeven e.V. nimmt auch im Namen und in Vollmacht des NABU
Landesverbands Niedersachsen e.V. zu den o.a. Verfahren Stellung.

1. Da der vollständige Umweltbericht inklusive der notwendigen Ausgleichsmaßnahmen zu diesen
Planvorhaben erst im nächsten Planungsschritt vorgelegt wird, ist eine naturschutzfachliche
Einschätzung der Planung derzeit noch nicht abschließend möglich.

2. Grundsätzlich sollten Maßnahmen zur Begrenzung der Lichtverschmutzung und zur Minderung von
Insektenverlusten durch Optimierung der Beleuchtung in der Bauleitplanung berücksichtigt und in
den Textlichen Festsetzungen verbindlich geregelt werden. In einer aktuellen Planung der Gemeinde
Selsingen findet sich beispielhaft folgende Regelung:
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3. Die Einfriedung der Grundstücke kann einen positiven Beitrag zur ökologischen Ausgestaltung des
Baugebietes und zur Verbesserung des Ortsbildes gewährleisten. Daher sollten bei den
bauordnungsrechtlichen Festsetzungen das Material und die Gestaltung der Einfriedung näher als
bisher vorgesehen bestimmt werden. Dabei ist die Verwendung von Aluminiumblech,
Kunststoffglass, Gabionen, Konfiferen und Kirschlorbeer zu unterbinden. Die Ausführungen der
Örtlichen Bauvorschriften sollten entsprechend ergänzt werden.

Als Positivbeispiel sollten die Regelungen in einem aktuellen Bebauungsplanentwurf der Stadt
Bremervörde dienen:

4. Bei den örtlichen Bauvorschriften sollte bei der Grundstücksgestaltung die Unzulässigkeit von
Schottergärten deutlich ausgeführt werden. Beispielhaft führen dazu eine Formulierung aus einem
aktuellen Bebauungsplan der Gemeinde Selsingen an, wobei die Aufzählung der Materialien noch um
Kunstrasen, Geotextil und flächiger Vegetationsblocker ergänzt werden sollte

5. Grundsätzlich sollte bei den weiterführenden Planungen (Planungen für die gemischte Bauflächen)
auf den Erhalt der vorhandenen Bäume im östlichen Bereich der bereits bebauten Grundstücke
geachtet werden.
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Wir bitten um eine kurze Bestätigung des Einganges der Stellungnahme per Mail.

Freundliche Grüße

Walter Lemmermann

NABU Bremervörde-Zeven e.V.
Am Vorwerk 10
27432 Bremervörde
info@NABU-Bremervoerde-Zeven.de
www.NABU-Bremervoerde-Zeven.de

Vorsitzender: Walter Lemmermann
Amtsgericht: Tostedt
Vereinsregisternummer: 150187

Informationen zum Datenschutz: https://www.nabu-bremervoerde-zeven.de/j/privacy



, Landwirtschaftskammer
(Niedersachsen

Landwirtschaftskammer Niedersachsen
Albrecht-Thaer-Straße 6a • 27432 Bremervörde

Planungsgemeinschaft Nord GmbH
Große Straße 49
27356 Rotenburg (Wümme)

per Email: lr@pqn-architekten.de

Bezirksstelle Bremervörde 
Albrecht-Thaer-Straße 6a 
27432 Bremervörde 
Telefon: 04761 9942-0

Internet: www.lwk-niedersachsen.de

Bankverbindung
IBAN: DE79 2805 0100 0001 9945 99
SWIFT-BIC: SLZODE22XXX

Steuemr.: 64/219/01445
USt-IdNr.: DE245610284

Ihr Zeichen Unser Zeichen Ansprechpartner | in Durchwahl E-Mail Datum

20 21 001 (B) Tar Herr Bullwinkel -139 olaf.bullwinkel@.lwk-niedersachsen.de 28.11.2025
Bul/aw

Gemeinde / Samtgemeinde Tarmstedt - B-Plan Nr. 44 / 34. Änd. F-Plan "Eichenstraße" 
hier: Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
Ihr Schreiben vom 21.11.2025

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrter Herr Richter,

nach Durchsicht der Planunterlagen nehmen wir zur o.g. Planung im Folgenden aus allgemeiner 
landwirtschaftlicher Sicht Stellung.

Zunächst teilen wir Ihnen mit, dass unsererseits keine besonderen Anforderungen im Hinblick auf 
den erforderlichen Untersuchungsaufwand und den Detailiierungsgrad der Umweltverträglichkeits­
prüfung bestehen.

Die Behördenbeteiligung nehmen wir zur Kenntnis und teilen mit, dass aus Sicht des Trägers 
öffentlicher Belange „Landwirtschaft“ zur o.g. Bauleitplanung der Gemeinde Tarmstedt grundsätzlich 
keine Bedenken bestehen.

In Bereichen mit landwirtschaftlich geprägtem Gebietscharakter werden zeitweilig landwirt­
schaftliche Emissionen einwirken.
Wir bitten Sie daher folgenden Hinweis in Ihrem Begründungsschreiben mit aufzunehmen: 
Ortsüblich auftretende landwirtschaftliche Immissionen (z. B. durch Gülleausbringung, 
Silagelagerung und Transport, Pflanzenschutzmittelapplikationen), die im Rahmen der 
ordnungsgemäßen Landbewirtschaftung von den angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen 
und Betrieben ausgehen können, sind mit Hinweis auf das gegenseitige Rücksichtnahmegebot zu 
tolerieren. Dies gilt ebenso für Geräuschimmissionen im Rahmen der Bewirtschaftung der 
Betriebsstätten und den bewirtschafteten Flächen.

Außerdem möchten wir darauf hinweisen, dass angrenzende landwirtschaftliche Nutzflächen und 
Betriebe in ihrer Wirtschaftsführung nicht beeinträchtigt werden dürfen. Es ist vor allem darauf zu 
achten, dass die Erreichbarkeit und Nutzbarkeit angrenzender landwirtschaftlicher Flächen 
gewährleistet bleibt.

mailto:lr@pqn-architekten.de
http://www.lwk-niedersachsen.de
niedersachsen.de


Für den gesamten Planungsbereich gehen wir davon aus, dass die notwendigen Ausgleichs- und 
Kompensationsflächen im Sinne des Gebotes zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden 
bereitgestellt werden, um so den Flächenverlust für die Landwirtschaft zu minimieren. Diesbezüglich 
weisen wir auch auf § 1a (3) BauGB hin, dass im Sinne des §15 (3) BNatSchG Rücksicht auf 
agrarstrukturelle Belange bei der Planung von Kompensationsmaßnahmen genommen werden soll. 
Wir bitten Sie im Rahmen der Kompensationsplanung eine außerlandwirtschaftliche 
Flächeninanspruchnahme vorzuziehen und dabei die Umsetzbarkeit folgender Maßnahmen zu 
prüfen:

• Entsiegelung von Wegen in öffentlichem Eigentum
• ökologischer Waldumbau
• Anpflanzungen auf öffentlichen Flächen
• Maßnahmen durch linienhafte Landschaftselemente
• Maßnahmen an Gewässern

Mit freundlichen Grüßen .

Olaf Bullwinkel
Ländliche Entwicklung
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Lutz Richter

Von: Bauleitplanung <Bauleitplanung@hwk-bls.de>
Gesendet: Donnerstag, 8. Januar 2026 09:31
An: Lutz Richter
Betreff: AW: Gemeinde / Samtgemeinde Tarmstedt - B-Plan Nr. 44 / 34. Änd. F-

Plan "Eichenstraße"

Sehr geehrte Damen und Herren,

Ihr Schreiben zum genannten Vorhaben ist bei uns eingegangen. Wir weisen auf den Handwerksbetrieb Autohaus
Warncke GmbH in der Bremer Landstr. 4 in 27412 Tarmstedt hin. Der Betrieb darf von der Planung nicht
eingeschränkt werden. Wir empfehlen dringend eine schalltechnische Untersuchung, auch weil noch weitere
Gewerbebetriebe in der NachbarschaŌ ansässig sind. Solange uns die schalltechnischen Unterlagen nicht vorliegen, 
können wir keine fundierte Stellungnahme abgeben. Darauf haƩen wir bereits mit unserer Stellungnahme vom 20.
Februar 2024 zur 34. Änderung des Flächennutzungsplanes hingewiesen.

*** Bitte beteiligen Sie uns zukünftig im Rahmen der TÖB Beteiligung unter der E-Mailadresse:
bauleitplanung@hwk-bls.de. Danke! ***

Mit freundlichen Grüßen

i.A. Samantha Vogel
Auszubildende zur Kauffrau für Bürmanagement

Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-Stade
Friedenstraße 6
21335 Lüneburg

Telefon: 04131 712-489
vogel@hwk-bls.de
www.hwk-bls.de

Von: Lutz Richter <lr@pgn-architekten.de>
Gesendet: Freitag, 21. November 2025 07:10
An: info@bundesimmobilien.de; finanzen@bistum-hildesheim.de; info@wasser-brv.de; Samtgemeinde@zeven.de;
reinhard.schroeder@lk-row.de; rathaus@gemeinde-worpswede.de; info@grasberg.de; info@flecken-ottersberg.de;
mail@landvolk-brvzev.de; BAIUDBWTOEB@bundeswehr.org; TOEB.NI@bundesimmobilien.de; toeb-
beteiligung@lbeg.niedersachsen.de; kbd-postfach@lgln.niedersachsen.de; Poststelle@nfa-
rotenbg.niedersachsen.de; m.schwitzer@dpdhl.com; arl-lg-toeb@arl-lg.niedersachsen.de;
samtgemeinde@selsingen.de; info@gnarrenburg.de; poststelle@gaa-cux.niedersachsen.de; poststelle-
ver@nlstbv.niedersachsen.de; planverfahren@stade.ihk.de; Bauleitplanung <Bauleitplanung@hwk-bls.de>;
vivian.dziosa@lgln.niedersachsen.de; info@glv-teufelsmoor.de; breddorf@tarmstedt.de; buelstedt@tarmstedt.de;
hepstedt@tarmstedt.de; kirchtimke@tarmstedt.de; pti-23.ti-nl-nord-bauleitplanung@telekom.de; info@ewe-
netz.de; info@tarmstedt.de; info@evb-elbe-weser.de; wilstedt@tarmstedt.de; info@uhv-obere-oste.de;
fremdplanung@avacon.de; Koordinationsanfragen@kabelDeutschland.de; bauleitplanung@ericsson.com;
Plananfragen@gasunie.de; ka.verden@evlka.de; poststelle@pk-zeven.polizei.niedersachsen.de; info@uhv-untere-
wuemme.de; samtgemeinde@sottrum.de; vorwerk@tarmstedt.de; Landabteilung@exxonmobil.com;
leitungsauskunft@pledoc.de; plananfragen@wintershalldea.com; leitungsauskunft@gascade.de;
westertimke@tarmstedt.de; toeb.bremervoerde@lwk-niedersachsen.de
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Lutz Richter

Von: IHKEW Planverfahren <planverfahren@elbeweser.ihk.de>
Gesendet: Donnerstag, 8. Januar 2026 14:47
An: Lutz Richter; Info
Betreff: IHK-Stellungnahme: 34. Änderung FNP + B-Plan Nr. 44, Tarmstedt (nach §

4 Abs. 1 BauGB; Unser Zeichen:  R6_040)

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Beteiligung am o. a. Planverfahren. Westlich und südlich des Plangebietes befinden sich eine
gewerbliche Baufläche sowie eine Sonderbaufläche für den Einzelhandel in der auch Mitgliedsbetriebe der IHK Elbe-
Weser ansässig sind. Anhand unserer Informationen über die Branche der Unternehmen kann nicht ausgeschlossen
werden, dass Emissionen entstehen, die relevant für die hier vorgesehene Planung einer Wohnbaufläche / eines
allgemeinen Wohngebietes (WA) sind.

Wir begrüßen, dass zwischen der Wohnbaufläche und der gewerblichen Baufläche eine gemischte Nutzung
vorgesehen wird. Dies kann ggf. dazu beitragen eine etwaige Konfliktlage zu entschärfen. Diese sollte allerdings auch
als solche, also mit gewerblichen Nutzungsanteilen, entwickelt werden. Dennoch geben wir weiterhin zu bedenken,
dass durch die Planung von schutzwürdigen Nutzungen in der Umgebung von Gewerbeflächen / Gewerbebetrieben
eine Konfliktlage entstehen könnte. Den Unternehmen dürfen durch die Planung keine nachträglichen
Einschränkungen entstehen. Auch sollte den Betrieben, insbesondere in immissionsschutzrechtlicher Hinsicht,
zukünftig Weiterentwicklungsspielraum zur Verfügung stehen. Wir begrüßen, dass eine schalltechnische
Untersuchung angefertigt wurde. Diese liegt den Planunterlagen jedoch nicht bei, weshalb wir dahingehend die
Planung derzeit nicht abschließend bewerten können.

Eine derartige Untersuchung sollten alle Immissionsquellen der gewerblichen Baufläche/der Unternehmen
aufnehmen und auch etwaige weitere Quellen gewerblicher Emissionen im Umfeld berücksichtigen. Beispielhaft
weisen wir auf unser Mitglied Autohaus Warncke GmbH, Bremer Landstraße 4, hin, das einen Handel mit PKWs
sowie eine Werkstatt unterhält. Auch eine Tankstelle mit Waschstraße ist dort vorhanden. Dabei ist zu beachten,
dass es aufgrund der betrieblichen Organisation nicht zu vermeiden ist, dass z. B. Blecharbeiten bei geöffneten
Hallentoren stattfinden. Auch bietet das Unternehmen einen Notdienst an, der in seltenen Fällen das Betriebsgelände
in den Nachtstunden befährt und PKWs ablädt. Ebenso sind Liefervorgänge während der Nachtstunden möglich.
Die Einzelhandelsnutzung südlich des Geltungsbereiches des B-Plans Nr. 44 kann ebenfalls hinsichtlich etwaiger
Immissionen relevant sein, bspw. hinsichtlich des Parkplatz-Verkehrs sowie durch ggf. vorhandene Kühlanlagen und
Ladevorgänge. Nördlich des zukünftigen WA befindet eine größere Halle, die möglicherweise auch gewerblich
genutzt wird. Wir bitten darum, dies zu prüfen und die Fläche in dem Fall in die schalltechnische Untersuchung
einzubeziehen.

Die Erläuterungen zur 34. Flächennutzungsplanänderung geben an, dass die Schallimmissionen in Bezug auf die
Wohnbaufläche geprüft wurden. Die ebenfalls vorgesehene gemischte Baufläche wird jedoch unmittelbar an die
bestehende gewerbliche Baufläche der o. a. Betriebe angrenzen. Auch wenn für diesen Bereich derzeit kein
Bebauungsplan aufgestellt wird, sollte die Fläche in Rahmen der schalltechnischen Untersuchung ebenfalls mit Blick
auf die Richtwerte der TA Lärm betrachtet werden. Sollte die Betrachtung ergeben, dass Schallschutzmaßnahmen
erforderlich sind, empfehlen wir bereits auf Ebene des FNP aktive Schallschutzmaßnahmen wie z. B. einen
Schallschutzwall vorzusehen. Etwaige Schallschutzmaßnahmen durch heranrückende Bauflächen / -gebiete dürfen
nicht zu Lasten der Unternehmen gehen.

Wir empfehlen darüber hinaus, die schalltechnische Untersuchung sowie die Planung im Allgemeinen mit den
Unternehmen detailliert abzustimmen. Zudem bitten wir um weitere Beteiligung sowie um Mitteilung des
Abwägungsergebnisses in digitaler Form.

Freundliche Grüße

Eike Christian Koopmann
Raumordnung, Bauleitplanung, Regionalentwicklung
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Bauleitplanung der Gemeinde / Samtgemeinde Tarmstedt, Bebauungsplan Nr. 44
„Eichenstraße“ 34. Änderung des Flächennutzungsplanes „Eichenstraße“, hier:
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vorhaben folgende
Hinweise:

Boden

Die Grundlage zur fachlichen Beurteilung des Schutzgutes Boden liefert in Deutschland das
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und fokussiert dabei auf die Bewertung der
Bodenfunktionen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen der natürlichen
Bodenfunktionen und der Archivfunktion vermieden werden (vgl. § 1 BBodSchG). Mit Grund und
Boden ist gemäß §1a BauGB sparsam und schonend umzugehen und flächenbeanspruchende
Maßnahmen sollten diesem Grundsatz entsprechen (LROP 3.1.1, 04). Für Niedersachsen wird
in der Niedersächsischen Nachhaltigkeitsstrategie eine reduzierte Flächeninanspruchnahme
von unter 4 ha pro Tag bis 2030 angestrebt. Das NNatSchG gibt in §1a zudem vor, die
Neuversiegelung von Böden landesweit bis zum Ablauf des Jahres 2030 auf unter 3 ha pro Tag
zu reduzieren und bis zum Ablauf des Jahres 2050 zu beenden. Diese Zielsetzung wurde auch
in das LROP (3.1.1, 05) aufgenommen. Hieraus ergibt sich der Bedarf nach einem sparsamen
Umgang mit den Ressourcen Boden und Fläche für die kommunale Planung.

Zur fachgerechten Berücksichtigung in der Planung sollte das Schutzgut Boden in dem zu
erarbeitenden Umweltbericht entsprechend der Anlage 1 Baugesetzbuch (BauGB) ausführlich
beschrieben und eine Bodenfunktionsbewertung entsprechend der im Bundes-
Bodenschutzgesetz (vgl. § 2 BBodSchG) genannten Funktionen vorgenommen werden.

Bearbeitet von Sacha Weege

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom
LR , 21.11.2025

Mein Zeichen (Bei Antwort angeben)
TOEB.2025.11.00407

Durchwahl
05116433341

Hannover
08.01.2026

E-Mail:
toeb-beteiligung@lbeg.niedersachsen.de
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Im Plangebiet befinden sich laut den Daten des LBEG Suchräume für schutzwürdige Böden
entsprechend GeoBerichte 8 (Stand: 2019). Im Plangebiet handelt es sich um folgende
Kategorien:

In der Planungsphase lassen sich aus bodenschutzfachlicher Sicht mehrere Möglichkeiten der
Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen des Schutzguts bedenken und – wenn
möglich – in Ausschreibungen bzw. folgende Planungsstufen übernehmen. Besonders
schutzwürdige oder empfindliche Bereiche sollten wenn möglich von einer Bebauung
ausgenommen werden. Im Rahmen der Bautätigkeiten sollten einige DIN-Normen aktiv
Anwendung finden (v.a. DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung von
Bauvorhaben, DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau -Bodenarbeiten, DIN 19731
Verwertung von Bodenmaterial). Der Geobericht 28 Bodenschutz beim Bauen des LBEG dient
als Leitfaden zu diesem Thema. Weitere Hinweise zur Vermeidung und Minderung von
Bodenbeeinträchtigungen sowie zur Wiederherstellung von Bodenfunktionen sind zudem in
Geofakt 31 Erhalt und Wiederherstellung von Bodenfunktionen in der Planungspraxis zu finden.
Eine eingriffs- und funktionsbezogene Kompensation verbleibender
Bodenfunktionsbeeinträchtigungen sollte durch geeignete Maßnahmen zur Verbesserung der
Bodenfunktionen durchgeführt werden (z.B. Entsiegelung, Renaturierung, Wiedervernässung).
Dementsprechend empfehlen wir Bodenabtrag im Zuge dieser Maßnahmen zu vermeiden und
Maßnahmen zu wählen, die den natürlichen Standortbedingungen entsprechen. Wir weisen in
diesem Kontext auf die LBEG Veröffentlichung Erhalt und Wiederherstellung von
Bodenfunktionen in der Planungspraxis hin.

Zur Unterstützung bei der Bewertung der Bodenfunktionen und der Empfindlichkeiten von
Böden stellt das LBEG über den NIBIS® Kartenserver bodenkundliche Netzdiagramme bereit,
die in der Planung verwendet werden können. Eine Beschreibung der Diagramme und Hinweise
zur Anwendung finden Sie in Geofakten 40.

Die Karten können auf dem NIBIS® Kartenserver eingesehen werden. Gemäß dem Nds.
Landesraumordnungsprogramm (LROP 3.1.1, 04) sind Böden, welche die natürlichen
Bodenfunktionen und die Archivfunktion in besonderem Maße erfüllen, vor Maßnahmen der
Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung besonders zu schützen. Schutzwürdige Böden sollten
bei der Ermittlung des Kompensationsbedarfs besondere Berücksichtigung finden.

Hinweise

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und
Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. Die
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische
Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht.
Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des
geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN
4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen.

Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen für Sie relevant sind,
beachten Sie bitte unser Schreiben vom 04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-L67214-07-2024-
0001).

Sofern in diesem Verfahren Ausgleichs- und Kompensationsflächen betroffen sind, gehen wir
davon aus, dass für alle Ausgleichs- und Kompensationsflächen die Festlegungen der
Regionalen Raumplanung beachtet werden. In Rohstoffsicherungsgebieten sollten Ausgleichs-
oder Kompensationsmaßnahmen erst nach einer vollständigen Rohstoffgewinnung erfolgen, da
sonst ein späterer Rohstoffabbau erschwert bzw. verhindert werden kann. Die aktuellen
Rohstoffsicherungskarten können über den NIBIS® Kartenserver des LBEG eingesehen oder

Kategorie

Plaggenesch
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als frei verfügbarer WMS Dienst abgerufen werden. Zudem ist im Bereich von Ausgleichs- und
Kompensationsflächen für erdverlegte Hochdruckleitungen sowie bergbauliche Leitungen ein
Schutzstreifen zu beachten, der von jeglicher Bebauung und von tiefwurzelndem
Pflanzenwuchs freizuhalten ist.

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren Hinweise oder
Anregungen.

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen zu können. Die
Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare
Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf
Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und
Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene
Untersuchungen.

Mit freundlichen Grüßen

i.A. Sacha Weege

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig
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Lutz Richter

Von: Banaschik, Dirk (NLSTBV-VER) <Dirk.Banaschik@nlstbv.niedersachsen.de>
Gesendet: Donnerstag, 8. Januar 2026 16:52
An: Lutz Richter
Cc: Lühring, Marius (NLStBV-VER); Baumgarth, Bianca (NLSTBV-VER); PI

Rotenburg - Verkehr; Daniel Krause (Daniel.Krause@lk-row.de); NLSTBV-
SM-Oyten (VER); NLSTBV-VER-Verkehr

Betreff: AW: Gemeinde / Samtgemeinde Tarmstedt - B-Plan Nr. 44 / 34. Änd. F-
Plan "Eichenstraße" / TÖB-Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB / Ihr
Schreiben vom 21.11.2025

Anlagen: Befahrungsbild_Sichtdreieck.pdf; Luftbild_Plangebiet zur L 133.pdf;
Übersichtsplan.pdf; Befahrungsbild_Leitpfosten zur Gefahrenabwehr.pdf;
Befahrungsbild_Sturzgefahr Zweiräder.pdf

Sehr geehrte Damen und Herren,

von der Aufstellung der o. g. Planvorhaben habe ich Kenntnis genommen.

Im Rahmen meiner Zuständigkeit bestehen gegen die o. g. Planvorhaben vorerst keine Bedenken, wenn
die folgenden Punkte beachtet werden:

1. Im Hinblick auf die geplante verkehrliche Erschließung des allgemeinen Wohn-, Misch-, und
Gewerbegebietes über die Gemeindestraße „Eichenstraße“ zur Landesstraße 133 Bremen - Zeven
ist im Rahmen einer verkehrstechnischen Untersuchung das zu erwartende Verkehrsaufkommen
zu ermitteln und die Leistungsfähigkeit für den Knotenpunkt L 133 „Bremer Landstraße“ /
Gemeindestraße „Eichenstraße“ in Abschnitt 50 bei Station 7.465 im Zuge der L 133 nachzuweisen
sowie die Verkehrsqualität nach dem Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen
(HBS) zu bestimmen. Insbesondere ist in der Untersuchung der Querungsbedarf von Fußgängern
und Radfahrern in dem Streckenabschnitt der L 133 zu bewerten. Der Planungshorizont ist für das
Jahr 2040 vorzusehen.

2. Unabhängig von dem Ergebnis der v. g. verkehrstechnischen Untersuchung ist aus Gründen der
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Landesstraße eine Prüfung des
Einmündungsbereichs und ggf. ein Ausbau der Gemeindestraßeneinmündung „Eichenstraße“
notwendig, da durch unzureichende Schleppkurven im Begegnungsfall ein Rückstau auf die L 133
entstehen könnte. Auf den anliegenden Befahrungsbildern sind neben den von mir beschriebenen
Problemen entsprechende Ausfahrungen am Ende des Einmündungsbereichs der
Gemeindestraßeneinmündung zu erkennen. Zur Prüfung wird ein detaillierter Lageplan im Maßstab
1:250 mit Darstellung des Bestandes und der Planung erforderlich. In dem Plan sind die
Schleppkurven für das größte in Frage kommende Bemessungsfahrzeug im Begegnungsverkehr
nachzuweisen, ein Überfahren unbefestigter Flächen sowie der Mittelmarkierung ist
auszuschließen. Zusätzlich zu dem durch die Schleppkurven ausgewiesenen Mindestflächenbedarf
sollten seitliche Toleranzen von 0,50 m berücksichtigt werden. Weiterhin wird bei ggf. erforderlichen
baulichen Maßnahmen ein Ausbauquerschnitt im Maßstab 1:50 mit Angabe der Befestigung
erforderlich.

3. In Bezug auf die verkehrliche Erschließung des Plangebiets zur L 133, hier insbesondere zum
Einmündungsbereich der Eichenstraße zur L 133, sind einvernehmliche Stellungnahmen des
Landkreises Rotenburg -Untere Verkehrsbehörde- und der Polizeiinspektion Rotenburg vorzulegen.
Eine Fehlanzeige ist erforderlich.

4. In dem Einmündungsbereich der Gemeindestraße „Eichenstraße“ zur L 133 ist im Geltungsbereich
des B-Planes ein Sichtdreieck gem. RASt 06 mit den Schenkellängen 5 m / 70 m in dem B-Plan
festzusetzen. Das Sichtdreieck ist von jeglichen sichtbehindernden Gegenständen höher 0,80 m,
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einzelne Bäume ausgenommen, freizuhalten. Einen entsprechenden Vermerk bitte in die
„Textlichen Festsetzungen“ aufzunehmen.

5. Vom Fahrbahnrand der Landesstraße „Bremer Landstraße“ in den Einmündungsbereich der
Gemeindestraße „Eichenstraße“ hinein, ist auf min. 30 m Länge, dass Planzeichen „Bereich ohne
Ein- und Ausfahrt“ im Geltungsbereich des o. g. B - Plans festzusetzen. Grundstückszufahrten sind
ausschließlich außerhalb dieses Bereichs vorzusehen.

6. Brauch- und Oberflächenwasser darf dem Landesstraßengelände nicht zugeführt werden.

7. Evtl. Schutzmaßnahmen gegen die vom Landesstraßenverkehr ausgehenden Emissionen dürfen
nicht zu Lasten der Straßenbauverwaltung erfolgen.

Erst nach Vorlage der geforderten verkehrstechnischen Untersuchung sowie der Schleppkurvennachweise
kann eine abschließende Stellungnahme im Rahmen der öffentlichen Auslegung der o. g. Planvorhaben
abgegeben werden.

Sollten die v. g. Punkte, hier insbesondere Punkt 1 und 2, "weggewogen" werden ist somit die gemäß § 24
Abs. 6 NStrG erforderliche Mitwirkung der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
-GB Verden- als Baulastträger der Landesstraße 133 an der Aufstellung der o. g. Planvorhaben nicht
ausreichend erfolgt und ich stimme hiermit der Aufstellung der Planvorhaben nicht zu.

Die eingereichten Unterlagen habe ich digital zu meinen Akten genommen.

Im Falle der Rechtskrafterlangung bitte ich um Übersendung einer digitalen Ausfertigung mit
eingetragenen Verfahrensvermerken.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage

Dirk Banaschik
_________________________________________________________
Dirk Banaschik
Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
Geschäftsbereich Verden
Fachbereich 2
Bgm.-Münchmeyer-Str. 10
27283 Verden (Aller)
Telefon: +49 4231-9857-190
Fax: +49 4231-9857-250
E-Mail: Dirk.Banaschik@nlstbv.niedersachsen.de
www.strassenbau.niedersachsen.de

Interesse an einer Karriere bei uns? Hier gibt es mehr Informationen:
https://www.strassenbau.niedersachsen.de/karriere/

Hinweis: Personenbezogene Daten werden gem. Art. 6 Abs. 1 DSGVO i. V. m. § 3 NDSG verarbeitet. Weitere Informationen finden Sie auf unserer
Webseite https://www.strassenbau.niedersachsen.de unter Service. Auf Wunsch senden wir Ihnen die Informationen zu.


